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Drucksache Nr. 2964 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Januar 1952 

6- 73106- 3017/51 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und 
Abänderung des Gesetzes über den Verkehr 
mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 73, Sitzung am 23. November 1951 
zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes nach der 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Bundesregierung hat gegen die vom Bundesrat unter Ziffer 1 
und 2 sowie 6 bis 19 vorgeschlagencn Änderungen keine Bedenken. 
Dagegen vermag sich die Bundesregierung den unter Ziffer 3 bis 5 
mitgeteilten Änderungsvorschlägen nicht anzu sch ließen. 

Der Ab-Hof-Verkauf der Milch sollte keinen weiteren Beschränkungen, 
als im Milchgesetz vom 3J. Juli 1930 (Reichs gesetzbl. I S. 421) vor- 
gesehen, unterworfen werden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Z>ruck: Bonner Universitäts-Budidruckerei Gebr. Sdienr,, Bonn 
Allein- Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzsdhestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung und Abänderung des Gesetzes über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und Fettgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) vom 28. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 135) wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte 
„(Milch- und Fettgesetz)“ ersetzt durch 
die Worte „(Milch- und Fettverkehrs- 
gesetz)“. 

2. § 1 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Milcherzeuger sind verpflichtet, 
Milch und Sahne (Rahm), die sie in 
den Verkehr bringen, an eine Milch- 
sammelstelle, Rahmstation oder Mol- 
kerei, die von der Obersten Landes- 
behörde für Ernährung und Landwirt- 
schaft (Oberste Landesbehörde) be- 
stimmt wird, zu liefern. Erfolgt die 
Lieferung an eine Milchsammelstelle 
oder Rahmstation, so ist diese zur 
Weiterlieferung im ver- oder unver- 
arbeiteten Zustande an die von der 
Obersten Landesbehörde bestimmte 
Molkerei verpflichtet. Die Oberste 
Landesbehörde kann den Milcherzeu- 
gern mehrere Milchsammelstellen, 
Rahmstationen oder Molkereien zur 
Wahl stellen; die gewählte gilt als die 
nach Satz 1 bestimmte.“ 

3. § 1 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Milcherzeuger dürfen die selbst 
gewonnene Milch innerhalb der land- 
wirtschaftlichen Betriebsstätte unmittel- 
bar an Groß- und Einzelverbraucher 
abgeben.“ 

4. In § 1 Absatz 4 Satz 1 werden hinter 
dem Wort „Molkereien“ die Worte 
„Milchsammelstellen und Rahmstationen“ 


sowie hinter dem Wort „Sahne (Rahm)“ 
das Wort „nur“ eingefügt. Satz 3 wird 
gestrichen. 

5. In § 2 Absatz 2 wird hinter dem Wort 
„geschlagener Buttermilch“ das Wort 
„nur“ eingefügt. 

6. In § 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Die Lieferung von Molkereien 
unmittelbar an Großverbraucher ist 
jedoch zulässig, sofern der Großver- 
braucher im Absatzgebiet der Molkerei 
seinen Sitz hat und die Oberste Lan- 
desbehörde Maßnahmen nach Satz 2 
nicht getroffen hat. Die Oberste Lan- 
desbehörde kann, sofern dies nach Art 
und Größe eines Großverbraucher- 
betriebes notwendig ist, bestimmen, 
daß ein Großverbraucher Milch 

a) nur von einer bestimmten Molkerei 
beziehen darf; die Molkerei ist in 
diesem Falle zur Belieferung des 
Großverbrauchers verpflichtet, oder 

b) nur vom Milchhandel beziehen 
darf.“ 

7. In § 3 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Großverbraucher im Sinne die- 
ses Gesetzes sind diejenigen Verbrau- 
cher, die Milch über den Haushalts- 
bedarf hinaus beziehen, insbesondere 
die in § 2 Absatz 2 des Milchgesetzes 
genannten Betriebe.“ 

8. In § 11 wird Absatz 2 Satz 1 durch 
folgende Sätze ersetzt: 

„Die Obersten Landesbehörden kön- 
nen nach Anhörung der Landesver- 
einigungen (§ 13) von den Molkereien, 
den Milchsammelstellen, den Rahm- 
stationen und den Milcherzeugern, die 
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Milch oder Sahne (Rahm) unmittelbar 
an Milchhändlcr, Groß- oder Einzel- 
verbraucher abgeben dürfen, Aus- 
gleichsabgaben auf die von diesen ab- 
gesetzte Milch, Sahne (Rahm), ent- 
rahmte Milch, Schlagsahne sowie saure 
Sahne, Buttermilch und geschlagene 
Buttermilch erheben; dies gilt auch für 
sterilisierte Milch, Sahne (Rahm), ent- 
rahmte Milch und Schlagsahne. Die 
abgesetzten Einheiten von Sahne 
(Rahm), Schlagsahne, saurer Sahne 
sind zum Zwecke der Festsetzung der 
Ausgleichsabgabe in die entsprechen- 
den Einheiten von Milch umzurcchnen/' 

9. In § 15 Absatz 1 werden hinter dem 
Wort „Plattenfette“ die Worte „und 
Speiseöle“ eingefügt. 

Außerdem wird vor dem letzten Satz 
folgender Satz cingefügt: 

„Als Kaufpreis gilt der von der 

Einfuhr- und Vorratsstelle fest- 
gesetzte Übernahmepreis.“ 

10. § 15 Absatz 3 Satz 3 wird folgender- 
maßen gefaßt: 

„Macht sie von dem Übernahme- 
recht Gebrauch, so verpflichtet sie den 
Einführer gleichzeitig, die angebotenen 
Erzeugnisse zu dem von ihr fest- 
gesetzten Abgabepreis zurückzukaufen.“ 

11. In § 15 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Der Bundesminister trifft im 
Einvernehmen mit den Bundesmini- 
stern für Wirtschaft und der Finanzen 
Bestimmungen über die Preisfest- 
setzung gemäß Absätzen 1 und 3.“ 

12. In § 15 werden die Absätze 4, 5, 6, 7 
nunmehr Absätze 5, 6, 7, 8. 

13. Nach § 17 wird folgender § 17a an- 
gefügt: 

»§ 17 a 

(1) Die Bundesregierung ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zur Siche- 
rung der Verwertung von Ölsaaten 
und Ölfrüchten sowie pflanzlichen und 
tierischen ölen und Fetten inländischer 
Erzeugung mit Ausnahme von Butter 
die Betriebe der Ölmühlen-, Margarine- 
und Speisefett-Industrie zu verpflich- 
ten, diese Erzeugnisse in einem dem 
Verarbeitungsbedarf entsprechenden, 


jeweils festzusetzenden Verhältnis zu 
den übrigen Rohstoffmengen zu ver- 
wenden, soweit hierdurch wesentliche 
Preiserhöhungen für Margarine und 
Speisefette nicht bewirkt werden. 

(2) Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates. Diese Rechtsverordnun- 
gen sind gleichzeitig mit der Zuleitung 
an den Bundesrat dem Bundestag be- 
kanntzugeben.“ 

14. § 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister kann im 
Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft 

1. durch Rechtsverordnung Preise für 
Butter, Schmalz, sonstige Speisefette 
und -öle, inländische Ölsaaten und 
Ölfrüchte, pflanzliche und tierische 
Fette und öle (roh, raffiniert sowie 
raffiniert und gehärtet), soweit sie 
für die Fierstellung von Nahrungs- 
imd Genußmitteln bestimmt sind, 
festsetzen, 

2. die zur Sicherung des Preisstandes 
erforderlichen Rechtsverordnungen, 
insbesondere über Kostensätze, Ver- 
arbeitungsspannen und Handels- 
spannen, Zahlungs- und Lieferungs- 
bedingungen, erlassen, 

3. unter den zu Nr. 2 bestimmten Vor- 
aussetzungen Verfügungen treffen, 
falls sich die Auswirkungen der zu 
regelnden Angelegenheit aus mehr 
als auf ein Land erstrecken und eine 
zentrale Erledigung erforderlich ist. 
Den nach Landesrecht zuständigen 
Landesbehörden steht das Recht zu 
Verfügungen dieser Art in den 
Fällen zu, in denen eine übergebiet- 
liche Regelung nicht erforderlich ist.“ 

15. § 18 Absatz 4 wird gestrichen; es wird 
folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Preise und Preisspannen sind 
nur festzusetzen, soweit dies erforder- 
lich ist, um eine angemessene Preis- 
gestaltung sicherzustellen.“ 

16. § 18 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Reehtsverordnungen nach den 
Absätzen 2 und 3 bedürfen der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Wenn nur 
eine Auswirkung von untergeordneter 
Bedeutung für den gesamten Preis- 
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Stand, insbesondere die Lebenshaltung, 
zu erwarten ist, bedarf es einer Zu- 
stimmung des Bundesrates nach Ar- 
tikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nicht. Werden Rechtsverordnungen 
dem Bundesrat zur Genehmigung zu- 
geleitet, so sind sie gleichzeitig dem 
Bundestag bekanntzugeben. ** 

17. In § 20 Absatz 1 wird folgender Schluß- 
satz angefügt: 

„Die Umlagen können auch von Vor- 
zugsmilchbetrieben erhoben w erden. 

18. In §23 erhält Absatz 1 folgende Fassung: 

„(1) Betriebe, die die in § 18 Ab- 
satz 2 genannten Erzeugnisse be- und 
verarbeiten oder mit ihnen handeln, 
sind verpflichtet, in übersichtlicher 
Form Bücher zu führen, die jederzeit 
über sämtliche Geschäftsvorgänge, ins- 
besondere über die Einzelheiten des 
Erwerbes, der Lagerung, getrennt nach 
eigenen und fremden Beständen, der 
Be- und Verarbeitung, der Veräuße- 
rung sowie der Vermittlung der vor- 
genannten Erzeugnisse mengen- und 
wertmäßig Aufschluß geben.“ 

19. ln § 24 sind in Absatz 1 hinter dem 
Wort „Molkereien“ die Worte „und Vor- 
zugsmilchbetriebc“ einzufügen. 

20. In § 26 sind hinter dem Wort „Einfuhr- 
und Vorratsstelle‘' die Worte „sowie 
deren Angestellte“ einzufügen. 

21. In § 28 Absatz 1 erhält die Nr. 1 fol- 
gende Fassung: 


„l.den Liefergeboten nach § 1 Ab- 
satz 1, § 2 Absätze 2 und 3 oder 
§ 4 zuwiderhandclt.^' 

22. In § 28 Absatz 2 Ziffer 4 wird folgender 
Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für Zuwiderhand- 
lungen gegen Bestimmungen oder 
schriftliche Einzelverfügungen, die vom 
Bundesminister auf Grund des § 18 
Absatz 2 erlassen werden.“ 

23. Nach § 30 wird folgender neuer § 31 
eingefügt: 

4 31 

Land Berlin 

Dieses Gesetz und die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen und noch zu 
erlassenden Rechtsverordnungen gelten 
auch im Land Berlin, sobald das Land 
Berlin gemäß Artikel 87 Absatz 2 
seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschlossen hat.“ 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Alit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten die §§ 20 bis 34 des Milchgesetzes 
außer Kraft. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Milch- und Fettverkehrs- 
gesetzes im Bundesgesetzblatt neu bekannt- 
zumachen und dabei etwaige redaktionelle 
Unstimmigkeiten des Gesetzestextes zu be- 
seitigen. 


Begründung 


Der vorliegende Gesetzentwurf hat zunächst 
den Zweck, gewisse Ergänzungen zum Milch- 
und Fettgesetz vorzunehmen, die sich aus der 
Pr axis als notwendig erwiesen haben. Darüber 
hinaus soll durch einen neuen § 17 a die Mög- 
lichkeit gegeben werden, zur Förderung des 
deutschen Anbaues von Ölsaaten und Öl- 
früchten (z. B. Raps) einen Verwendungs- 
zv. ang dieser Erzeugnisse sowie von tierischen 
ölen und Fetten inländischer Fierkunft bei 
der Herstellung von Margarine einzuführen 


sowie überhaupt im Bedarfsfälle im Interesse 
der Sicherung der Fettversorgung den Umfang 
der Herstellung von Margarine vorzu- 
schreiben. 

1. § 1 regelt nur die Lieferbeziehungen zwi- 
schen Milcherzeugern und Molkereien. 
Vielfach, besonders in Süddeutschland, 
sind den Molkereien Milchsammelstellen 
und Rahmstationen vorgeschaltet. Dem- 
entsprechend werden in § 1 auch diese in 
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die Regelung mit einbezogen und eine 
Verpflichtung der Weiterlieferung seitens 
der Milchsammelstellen oder Rahmstatio- 
nen an die Molkereien vorgeschrieben. 

Mit der Neufassung des § 1 Absatz 3 soll 
erreicht werden, daß der Direktverkauf ab 
Hof im selben Rahmen, wie dies § 17 des 
Milchgesetzes zuläßt, möglich ist. 
Außerdem wird in § 1 Absatz 4 durch 
die Einfügung des Wortes „nur" klar- 
gestellt, daß die von den Obersten Landes- 
behörden bestimmten Molkereien ver- 
pflichtet sind, nur von den Ihnen zu- 
gewlcsenen Milcherzeugern die Erzeugnisse 
anzunehmen. (Vgl. auch hierzu Ziffer 2). 

§ 2 des Milch- und Fettgesetzes regelt die 
Molkerei-Absatzgebiete. Nach § 2 Ab- 
satz 1 sind Milchhändler und Molkereien 
verpflichtet, Milch nur von Molkereien, 
die von den Obersten Landesbehörden be- 
stimmt worden sind, zu beziehen. Ebenso 
sind die Molkereien verpflichtet, Milch an 
die von den Obersten Landesbehörden be- 
stimmten Milchhäridler oder Molkereien 
zu liefern (§ 2 Absatz 2). Es hat sich nun 
in der Praxis herausgestellt, daß die Mol- 
kereien nicht nur an die von den Obersten 
Landesbehörden bestimmten Milchhändler, 
sondern auch an andere, mit denen sie In 
Geschäftsverbindung getreten sind, Milch 
geliefert haben. Dies war möfrlich, da nach 
§ 2 Absatz 2 eine ausschließliche Beliefe- 
rung der von den Obersten Landesbehör- 
den bestimmten Milchhändler nicht aus- 
drücklich bestimmt ist. Durch die im Ge- 
setzentwurf vorgesehene Einfügung des 
Wortes „nur“ soll in Zukunft eine aus 
dem § 2 Absatz 1 an sich schon sich er- 
gebende klare Rechtslage geschaffen wer- 
den. Ferner sollen durch die Einfügung 
eines neuen Absatzes die Lieferbezie- 
hungen zwischen Molkereien und Milch- 
händlern und Großverbrauchern geregelt 
werden, damit eine aufgetretene Lücke in 
der Trinkmilch-Marktordnung geschlossen 
wird. 

Die Ausgleichsabgaben konnten nach § 11 
Absatz 2 nur auf die abgesetzte Milch, 
Sahne (Rahm), entrahmte Milch, Butter- 
milch und geschlagene Buttermilch erhoben 


werden. In der Praxis werden diese Pro- 
dukte zum Teil in sterilisierter Form in 
den Verkehr gebracht. Ferner sind Molke- 
reien und Milcherzeuger dazu über- 
gegangen, saure Sahne, Schlagsahne un- 
mittelbar in den Verkehr zu bringen. Bei 
dieser Sachlage erscheint es billig, daß die 
Ausgleichsabgabe auch auf saure Sahne, 
Schlagsahne und alle sterilisierten Erzeug- 
nisse ausgedehnt wird. 

4. In § 15 Absatz 1 sollen auch „Speiseöle“ 
neben Speisefetten in die Einfuhrschleuse 
einbezogen werden. 

5 Die §§ 15 und 18 des Milch- und Fett- 
gesetzes sollen durch den Gesetzentwurf 
insoweit ergänzt und abgeändert werden, 
als dies zur schnelleren Erledigung von 
Preisfestsetzungen erforderlich ist. Es wird 
dieserhalb auf die bereits in den Ergän- 
zungsgesetzen betr. Preisregelung für Ge- 
treide und Futtermittel sowie Zucker be- 
schlossenen Änderungen verv/lesen. 

* 

6. Das Milch- und Fettgesetz räumt der Vor- 
zugsmilch eine Sonderstellung ein. Sie fällt 
nicht unter die Trinkmilch-Marktordnung. 
Es erscheint unbillig, die Vorzugsmilch 
auch bei den Umlagen des § 20 des Mllch- 
und Fettgesetzes auszunehmen. Da die 
Umlagen der Förderung der Milchwirt- 
schaft dienen, ist eine Sonderbehandlung 
der Vorzugsmilch nicht gerechfertigt. Des- 
halb sollen in Zukunft auch Umlagen von 
Vorzugsmilchbetrieben erhoben werden 
können. 

7. Das Milch- und Fettgesetz regelt bisher 
nur den Fett-, Wasser- und Salzgehalt der 
Margarine. Im Interesse einer Verwertung 
von Ölsaaten und Ölfrüchten sowie 
pflanzlichen und tierischen ölen und 
Fetten Inländischer Erzeugung soll durch 
einen neu eingefügten § 17 a die Bundes- 
regierung ermächtigt werden, die Bei- 
mischung der genannten Erzeugnisse der 
Ölmühlen-, Margarine- und Speisefett- 
Industrie vorzuschreiben. Auf diese Weise 
soll der Rapsanbau zur Einsparung von 
Devisen weitgehendst gefördert und sicher- 
gestellt werden. 



Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 23. November 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 7. November 1951 — 6 — 
73106 — 2240/51 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundes- 
rat in seiner 73. Sitzung am 23. November 1951 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und 
Abänderung des Gesetzes über den Verkehr 
mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) vom 2 8. Februar 1951 
(Bundesgesetzbl. I Seite 13 5) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Kopf 
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Bundesrat 


Anlage 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung und Abänderung des Gesetzes 
über den Verkehr mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- 
und Fettgesetz) vom 28. Februar 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 135). 


1. Artikel 1 Ziffer 1 des Entwurfs wird ge- 
strichen. 

Begründung: 

Keines der drei übrigen Marktordnungs- 
gesetze ist abgekürzt als „Verkehrs‘'-ge- 
setz bezeichnet. Da die vier Marktord- 
nungsgesetze eine Einheit darstellen, er- 
scheint die Abänderung der Kurzbezeich- 
nung in „Milch- und Fett-Verkehrs- 
gesetz“ untunlich. Eine Verwediselung 
mit dem Milchgesetz von 1930 ist ebenso 
wenig wie bisher zu befürchten. 

2. Artikel 1 Ziffer 2 des Entwurfs wird ge- 
strichen. 

Begründung: 

Die im Entwurf der Bundesregierung 
vorgesehene Erweiterung des § 1 Ab- 
satz 1 des Milcli- und Fettgesetzes soll in 
einem besonderen § 2a (vgl. Ziffer 12 
dieser Empfehlungen) geregelt werden. 

3. Artikel 1 Ziffer 3 des Entwurfs wird ge- 
strichen. 

Begründung: 

Eine grundsätzliche Änderung der bis- 
herigen gesetzlichen Regelung erscheint 
nicht erforderlich, aber auch nicht ver- 
tretbar. 

Der Entwurf bezweckt eine Auflockerung 
des Verbots des Ab-Hof-Verkaufs, der 
danach unbeschränkt an Groß- und Ein- 
zelverbraucher zulässig sein soll. Die 
Obersten Landesbehörden haben aber in- 
zwischen von den nach der geltenden 
Fassung des § 1 Absatz 3 des Milch- und 
Fettgesetzes gegebenen Auflockerungs- 
möglichkeitcn im Verwaltungswege weit- 
gehend Gebrauch gemacht, zum Teil be- 
reits entsprechende Durchführungsbestim- 
mungen erlassen. Diese sind mit den 


bäuerlichen und milchwirtschaftlichen 
Organisationen abgestimmt. Durch diese 
Regelungen ist in den Ländern bereits 
den berechtigten Wünschen der Erzeuger 
und Verbraucher in dieser Richtung ent- 
sprochen, und es ist andererseits dem Er- 
fordernis einer sinnvollen Ordnung des 
Trinkmilchmarktes und zugleich den Ge- 
boten des Gesundheitsschutzes und der 
Qualitätsförderung Rechnung getragen 
worden. 

Die Fassung des Regierungsentwurfs 
würde diese gesunde Entwicklung unter- 
brechen und die Milchmarktordnung 
schlechthin gefährden, weil die Landes- 
behörden außerstancie wären, die auch im 
Regierungsentwurf vorgesehene Beschrän- 
kung des Ab-Hof-Verkaufs auf die Be- 
triebsstätte des Erzeugers und auf den 
Verkauf an Groß- und Einzel Verbrau- 
cher zu überwachen. Ebenso würden die 
gesundheitspoli/eilichen Kontrollen sehr 
erschwert oder unmöglich werden. 

Es kommt hinzu, daß die Ländervorschrif- 
ten zu § 1 Absatz 3 zwangsläufig stark 
ins einzelne gehen und vor allem den 
verschieden gearteten milchwirtschaft- 
lichen Gegebenheiten der Länder angepaßt 
sein müssen. Die Übernahme derartiger 
Vorschriften in das Milch- und Fettgesetz 
würde daher über dessen Rahmen hinaus- 
gehen. Andererseits ist nicht zu verkennen, 
daß eine gewisse Vereinheitlichung der in 
den Ländervorschriften geregelten Aus- 
nahmen notwendig ist. Es erscheint daher 
zweckmäßig, aber audi ausreichend, wenn 
der Bundesminister ermächtigt würd, in- 
soweit Richtlinien zu erlassen (vgl. Zif- 
fer 4 dieser Empfehlungen). 

4. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 3 a eingefügt: 

„3 a. § 1 Absatz 3 Satz 1 erhält folgen- 
den neuen Halbsatz 2: 

der Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und For- 
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sten (Burdesminister) kann für die 
Erteilung von Ausnahmegenehmi- 
gungen Richtlinien erlassen.“ “ 

Begründung: 

vgl. die Begründung zu Ziffer 3. 

5. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 3 b eingefügt: 

„3 b. § 1 Absatz 3 erhält folgenden 
neuen Satz 2; 

„Erfordert die Abgabe von Milch 
oder Sahne (Rahm) außerdem eine 
Erlaubnis nach §§ 14 ff. des Milch- 
gesetzes vom 31. Juli 1930 
(Reichsgcsetzbl. I S. 421) oder 
eine Genehmigung auf Grund lan- 
desrechtlicher Durchführungsvor- 
schriften zu § 12 des Milchgesetzes, 
so darf diese nur erteilt werden, 
wenn der Antragsteller eine Aus- 
nahmegenehmigung nach Satz 1 
erhalten hat.“ “ 

Begründung: 

Die Milchabgabe durch den Erzeuger ist 
sowohl durch das Milch- und Fettgesetz 
marktordnerisch, wie durch das Milch- 
gesetz von 1930 gewerberechtlich (§§ 14 ff. 
des Mildigesetzes) geregelt. Das Verhältnis 
des marktordnungsrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahrens und der Verfahren nach 
dem Milchgesetz bedarf nach den bisheri- 
gen Erfahrungen bei der Anwendung des 
Milch- und Fettgesetzes dringend einer 
Klarstellung. 

6. Artikel 1 Ziffer 4 des Entwurfs erhält 
folgende Fassung: 

„4. § 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die nach Absatz 1 bestimmten 
Molkereien sind verpflichtet, Milch 
und Sahne (Rahm) von den Milch- 
erzeugern abzunehmen, welche die 
Oberste Landesbehörde einzeln oder 
ortsweise bestimmt. Die Annahme 
von Milch und Sahne (Rahm) von 
anderen Milcherzeugern ist unzu- 
lässig.“ “ 

Begründung: 

Die im Reglerungsentwurf vorgesehene 
Erweiterung des § 1 Absatz 4 auf die 
Milchsammelstellen und Rahmstationen 


soll in einem neuen § 2 a vorgenommen 
werden (vgl. Ziffer 12 dieser Empfeh- 
lungen). 

Im übrigen besteht über die Notwendig- 
keit einer Änderung des § 1 Absatz 4 im 
Sinne des Reglerungsentwurfs Übereinstim- 
mung. Es muß jedoch einerseits die Ver- 
pflichtung der Molkereien zur Annahme 
der Milch von dem zugewiesenen Erzeuger- 
betrieb und andererseits das Verbot der 
Annahme von anderen Betrieben unmiß- 
verständlicher zum Ausdruck gebracht 
werden (als es Im Regierungsentwurf 
durch den Zusatz des Wortes „nur“ ge- 
schehen ist). 

7. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 4 a eingefügt: 

„4 a. § 1 erhält folgenden neuen Ab- 
satz 5: 

„(5) Sahne (Rahm) im Sinne der 
Absätze 1, 3 und 4 ist Sahne (Rahm) 
jeden Fettgehalts.“ “ 

Begründung: 

Es entsprach der eindeutigen Absicht des 
Gesetzgebers, die Lief er- und Annahme- 
pflichten für Sahne jeden Fettgehalts fest- 
zulcgcn. Mit Rücksicht auf die Begriffs- 
bestimmung in § 3 Absatz 1 des Milch- 
und Fettgesetzes sind in der Praxis inso- 
weit Zweifel entstanden, die einer aus- 
drücklichen Klarstellung bedürfen. 

8. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 4 b clngefügt: 

„4 b. In § 2 Absätze 1 und 2 werden die 
Worte: 

„. . . Sahne (Rahm) . . .“ 
gestrichen.“ 

Begründung: 

Unter „Sahne (Rahm)“ ist nach § 3 Ab- 
satz 1 des Milch- und Fettgesetzes nur 
Kaffeesahne mit einem Mindcstfettgehalt 
von lOVo zu verstehen. Da diese Sahnc- 
art gegenüber den übrigen Sahnearten 
(saure Sahne und Schlagsahne) mengen- 
mäßig eine ganz untergeordnete Rolle 
spielt, erscheint es tunlich, sie von der 
Absatzregelung des § 2 auszunehmen. 

9. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 4 c eingefügt: 


8 



„4 c. In § 2 Absatz 2 Satz 1 werden die 
Worte: 

. . nach Absatz 1 bestimmten . . 
gestrichen.“ 

Begründung: 

Es handelt sich um die Beseitigung einer 
redaktionellen Unstimmigkeit, weil die 
Lieferverpflichtung des § 2 Absatz 2 des 
Milch- und Fettgesetzes für alle Molke- 
reien, also nicht nur für die „nach Ab- 
satz 1 bestimmten“ Molkereien gelten 
muß. 

10. Artikel 1 Ziffer 5 des Entwurfs erhält 
folgende Fassung: 

„5. § 2 Absatz 2 erhält folgenden neuen 
Satz 2: 

„Die Lieferung an andere Milch- 
händler oder Molkereien ist unzu- 
lässig.“ 

Begründung: 

Der mit dem Regierungsentwurf er- 
strebte Zweck kann ebenso wie im § 1 
Absatz 4 (vgl. Ziffer 6 dieser Empfehlun- 
gen) nur durch eine ausdrückliche Ver- 
botsnorm errcidit werden. Es kommt 
hinzu, daß nach dem Regierungsentwurf 
die Belieferung von Groß- und Einzel- 
verbrauchern durch eine Molkerei ver- 
boten wäre, was nicht beabsiditigt ist. 

11. In Artikel 1 Ziffer 6 des Entwurfs wird 
Satz 1 des neu eingefügten Absatzes 3 des 
§ 2 gestrichen. 

Begründung: 

Der gestrichene Satz erübrigt sich infolge 
der Neufassung von § 2 Absatz 2 Satz 2 
(vgl. Begründung zu Ziffer 10 dieser 
Empfehlungen). 

12. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 6 b eingefügt: 

„6 b. Nach § 2 wird folgender neuer 
§ 2 a eingefügt: 

4 2 a 

Milchsammelstellen, Rahmstationen 


beziehenden Liefer- und Annahme- 
verpflichtungen im Sinne der §§ 1 
und 2 auf Milchsammelstellen und 
Rahmstationen erstrecken und da- 
bei die Verpflichtungen nach § 2 
auf Sahne (Rahm) jeden Fettgehalts 
ausdehnen.“ 

Begründung: 

In Übereinstimmung mit den Absichten 
des Regierungsentwurfs (Artikel 1 
Ziffer 2 und Ziffer 4) erweist es sich als 
notwendig, die Bestimmungen über die 
Liefer- und Annahmepflichten auch auf 
Milch-Sammelstellen und Rahmstationen 
zu erstrecken. Da die Sammelstellen und 
Rahmstationen eine Zwischenstellung 
zwischen Milcherzeugern und Molkereien 
einnehmen, erscheint es zweckmäßig, 
diese Vorschriften nicht in §§ 1 und 2, 
sondern in einem besonderen § 2 a zu 
treffen. 

13. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 7 a eingefügt: 

„7 a. In § 4 werden die Worte: 

„. . . Sahne (Rahm) . . .“ 
gestrichen.“ 

Begründung: 

Noch weniger als im Verhältnis zwischen 
Milchhändler und Molkerei (vgl. die Be- 
gründung zu Ziffer 8 dieser Empfehlun- 
gen) erscheint cs vertretbar, zwischen 
zwei Molkereien Liefer- und Annahme- 
pflichten In Bezug auf Sahne (Rahm) zu 
begründen. § 4 bedarf daher einer ent- 
sprechenden Einschränkung. 

14. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 7 b eingefügt: 

„7 b. In § 7 Absatz 1 Satz 1 treten an die 
Stelle der Worte: 

1, 2, 4 und 5 . . .“ 
die Worte: 

.. 4 1, 2, 2 a, 4 und 5 . . .“ “ 


Begründung: 

Die Änderung ergibt sich aus der Ein- 
fügung des § 2a (vgl. Ziffer 12 dieser 
Empfehlungen). 


Die Oberste Landesbehörde kann, 
sofern es die Örtlichen Verhältnisse 
erfordern, die sich auf Molkereien 
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15. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 8 a eingefügt: 

„8 a. In § 11 Absatz 3 Satz 1 treten an 
die Stelle der W^ortc; 

„. . . Sahne (Kahm), entrahmte 
Milch, Buttermilch und geschlagene 
Buttermilch . . 
die Worte: 

„. . . und der in Absatz 2 aufge- 
fülirtcn Milcherzeugnisse . . .“ “ 

Begründung: 

Die sich aus Artikel 1 Ziffer 8 des Ent- 
wurfs ergebende Erweiterung der Aus- 
gleichsabgabepflicht muß entsprechend 
auf die in § 1 1 Absatz 3 des Milch- und 
Fettgesetzes festgelegte Ausgleichsregelung 
ausgedehnt werden. 

15 a. In Artikel 1 Ziffer 13 des Entwurfs er- 
hält der letzte Halbsatz des neu cinge- 
fügten § 17 a folgende Fassung: 

„. . . soweit dies mÖglidi ist, ohne die 
Preisbildung wesentlidi zu beeinflussen.“ 

Begründung: 

Die vorgeschlagcne Fassung verhindert 
Preiserhöhungen infolge der Beimischung 
und stellt sicher, daß wesentlichen Preis- 
senkungen nicht entgegengetreten werden 
kann. 

16. Artikel 1 Ziffer 17 des Entwurfs erhalt 
folgende Fassung: 

„17. § 20 Absatz 1 erhält folgende 

Fassung: 

„(1) Um die Mildiwirtschaft zu 
fördern, insbesondere die Milcher- 
zeugung zu steigern, die Güte der 
Milch und Milcherzeugnisse im Sinne 
des § 2 der Ersten Verordnung zur 
Ausführung des Milchgesetzes vom 
15. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 150) zu heben und den Verbrauda 
von Milch und Milcherzeugnissen zu 
erhöhen, können die Obersten 
Landesbehörden von den Molkereien, 
Milchsammelstellen und Rahmstatio- 
nen Umlagen bis zu 0,5 Dpf. je 
Kilogramm angelicferter Mildi er- 
heben. Die Umlagepflicht kann auf 
angelieferte Sahne (Rahm) im Sinne 
des § 1 Absatz 5 erstreckt werden; 
hierbei ist der Rahm in die ent- 


sprechenden Einheiten von Milch 
umzurechnen. Zu der Umlage gemäß 
Satz 1 können auch Vorzugsmilch- 
betriebe mit der von ihnen abge- 
setzten Vorzugsmilch herangezogen 
werden.“ “ 

Begründung: 

Die Einschaltung des § 2 a (vgl. Ziffer 12 
dieser Empfehlungen) bringt eine Er- 
streckung der Umlagepfliclat auf die 
Milchsammelstellen und Rahmstationen 
mit sich. 

Um Doppelbclastungcn zu vermeiden, 
muß weiterhin für die Berechnung der 
Umlage die Menge der angelieferten und 
nicht wie bisher der be- und verar- 
beiteten Milch zu Grunde gelegt werden. 

Nach der bisherigen Regelung des § 20 
Absatz 1 war angelieferter Rahm nicht 
umlagepflichtig. Im Interesse einer gleich- 
mäßigen Belastung der Betriebe mit der 
Umlage bedarf es daher einer ent- 
sprechenden Erweiterung der Umlage- 
pflicht. 

Über die Notwendigkeit der Heran- 
ziehung der Vorzugsmilchbetriebe zu der 
Umlage besteht Übereinstimmung. In 
Abänderung der Regierungsvorlage muß 
jedoch ausdrücklich klargestellt werden, 
daß die Berechnungsgrundlage für Vor- 
zugsmilchbetriebe abweichend von der 
für Molkereien getroffenen Regelung 
nidit die angelicfcrte, sondern die abge- 
setzte Vorzugsmilch ist. 

17. In Artikel 1 des Entwurfs wird folgende 
neue Ziffer 17 a eingefügt: 

„17 a. § 20 Absatz 3 erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Die Obersten Landesbehör- 
den können bestimmen, daß Bei- 
träge und Gebühren, die von Mol- 
kereien oder ihren Zusammen- 
schlüssen für die im Absatz 1 auf- 
geführten Zwecke an milchwirt- 
schaftliche Einrichtungen geleistet 
werden, ganz oder teilweise aus 
dem Aufkommen der Umlage 
(Absatz 1) abgegolten werden.“ “ 

Begründung: 

Die bisherige Fassung hatte zur Folge, 
daß die umlagepflichtigen Betriebe neben- 
einander zu Beiträgen und Gebühren an 
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milchwirtschaftliche Einrichtungen und 
zu der Umlage herangezogen wurden. 
Hierbei war zwar die Gesamtbelastung 
der Betriebe infolge der Regelung des 
§ 20 Absatz 1 mit 0,5 Dpf. je Kilogramm 
Milch nach oben begrenzt. Infolge der 
ul^mittelbaren Erhebung der Beiträge 
und Gebühren durch die (privaten) 
milchwirtschaftlichen Einrichtungen wurde 
jedoch das Aufkommen an Beiträgen und 
Gebühren der haushaltsrechtlichen Kon- 
trolle entzogen. Dies widerspricht dem 
Charakter der Umlage als öffentliche 
Abgabe. Die vorbezeichnete Praxis führte 
auch zu unnötiger Vcrwaltungsarbeit, 
weil sie mehrfada Erhebungsvorgänge mit 
sich brachte, und häufig zu einer unge- 
rechtfertigten Bevorzugung derjenigen 
milchwirtschaftlichcn Einrichtungen, die 
als erste das Inkasso ihrer Beiträge Vor- 
nahmen. Es sind v/eiterhin auch Beiträge 
auf die Umlage angercchnet worden, bei 
denen der Beltragszweck nur noch sehr 
wenig mit der Güteförderung der Milch 
zu tun hatte. Eine dem Sinne des § 20 
entsprechende Handhabung kann mithin 
nur so erreicht werden, daß die Umlage 
künftig überall in einem Betrag erhoben 
wird und aus diesem Gesamtaufkommen 
Abzweigungen zu Gunsten der für die 
Güteförderung wirklich wichtigen milch- 
wirtschaftlichen Einrichtungen vorge- 
nommen werden. 

18. Artikel 1 Ziffer 19 des Entwurfs erhält 
folgende Fassung: 

„19. § 24 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Molkereien, Milchsammel- 
stellen, Rahmstationen und Vor- 
zugsmilchbetriebe sind verpflich- 
tet ... (weiter wie bisher).“ “ 

Begründung: 

Die Meldepflicht muß außer auf Vor- 
zugsmilchbetriebe (wie dies der Entwurf 
bereits vorsieht) auch auf Milchsammel- 
stellen und Rahmstationen erstreckt wer- 
den, da auch diese in erheblichem Um- 
fang Milch örtlich absetzen.. 


19. Artikel 1 Ziffer 21 des Entwurfs erhält 
folgende Fassung: 

„21. § 28 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1. den Liefergeboten nach § 1 
Absatz 1, § 2 Absatz 2 und 3 
oder § 4 zuwiderhandelt, 

2. der Bezugspflicht nach § 2 
Absatz 1 oder der Abnahme- 
pflicht nach § 1 Absatz 4 
Satz 1 oder nach § 4 oder 
dem Verbot des § 1 Absatz 4 
Satz 2 oder des § 2 Absatz 2 
Satz 2 zuwiderhandelt, 

3. als Milchhändler oder Groß- 
verbraucher ohne Erlaubnis 
der Obersten Landesbehördc 
Milch oder Sahne (Rahm) im 
Sinne von § 1 Absatz 5 von 
einem Milcherzeuger bezieht, 

3a. den Fettgehalt von Trink- 
milch entgegen der Bestim- 
mung des § 10 Absatz 2 ein- 
stellt, 

4. (weiter wie bisher).“ “ 

Begründung: 

Zu Nr. 1: 

Entspricht dem Entwurf. 

Zu Nr. 2: 

Die Notwendigkeit der Änderung ergibt 
sich aus der Empfehlung zu Ziffer 6 und 
Ziffer 10, 

Zu Nr. 3: 

Die Ergänzung ergibt sich aus Ziffer 7 
dieser Empfehlungen. 

Zu Nr. 3 a: 

Für Verstöße gegen § 10 Absatz 2 fehlt 
es im Milch- und Fettgesetz bisher an 
einem Strafschutz. 


11 



